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Sehr geehrte Damen und Herren, 

den Referentenentwurf haben wir am Freitag zur Anhörung erhalten und sollen bis heute Stellung dazu beziehen. Ich 
denke, es versteht sich von selbst, dass ein so umfangreicher, weitgreifender juristischer Entwurf nicht einfach übers 
Wochenende abschließend qualifiziert beurteilt werden kann, sondern mindestens 2 Wochen für eine umfassende 
Stellungnahme benötigt. Trotzdem versuchen wir hiermit, zumindest die uns am wichtigsten erscheinenden 
Änderungsbedürfnisse kurzfristig darzulegen: 

1. Wir begrüßen zunächst das bereits länger festgeschriebene Ziel, bis zum Jahr 2020 mindestens 35% des 
Stroms aus regenerativen Quellen zu decken. Dazu kann nach unseren Erhebungen auch die kleine 
Wasserkraft mit beträchtlichen Steigerungspotentialen beitragen. Die vom BMU beauftragten 
Potentialstudien bestätigen dies, beschränken das tatsächlich sinnvoll zu erschließende Potential aber 
teilweise wegen angeblicher Unvereinbarkeit mit der Gewässerökologie (EU-Wasserrahmenrichtlinie) auf ca. 
15%, was trotzdem beachtlich ist. Die Wasserrahmenrichtlinie schließt aber die Wasserkraft nicht aus. Bei 
Berücksichtigung der Vorgaben der WRRL kann an fast jeder der im Bund noch vorhandenen ungenutzten 
Staustufen (Kulturlandschaft) ein Ausbau der Wasserkraft samt Durchgängigkeit  und damit eine sinnvolle 
energetische Nutzung privatwirtschaftlich realisiert werden. Ansonsten wären diese Staustufen von der 
Öffentlichkeit, also vom Träger der Unterhaltungslast, Gemeinden, Land und Bund durchgängig zu machen 
oder umzubauen. Auch der Erfahrungsbericht empfiehlt unter 3.1.3. ganz klar, nicht erschlossene Potentiale 
möglichst zu nutzen. 

Um dieses Potential wirtschaftlich nutzen zu können, und auch um bei bestehenden kleinen Altanlagen den 
ökologischen Umbau finanzieren zu können, fordern wir seit langem eine weitere Vergütungsschwelle für 
Kleinanlagen. Der Erfahrungsbericht zeigt auf, dass Kleinanlagen bis 100 KW bereits sehr hohe 
Gestehungskosten (genannt sind 24,41Cent/kWh) haben, welche weit über der derzeitigen 
Vergütungsgrenze liegen. Denn im Gegensatz zur Solarenergie haben diese hohe Betriebskosten, welche 
nicht zuletzt aus den hoheitlichen wasserwirtschaftlichen Auflagen (Uferunterhaltung, Hochwasserschutz, 
Wasserrahmenrichtlinie, Rechengutentsorgung etc.) resultieren. Deshalb empfehlen wir eine zusätzliche 
Vergütungsschwelle bei 100 KW mit mindestens 17 Cent/kWh. Ohne diese Vergütung wird es schwer 
werden, die Wasserrahmenrichtlinie bei kleinen Wasserkraftanlagen zeitgerecht umzusetzen, oder gar die 
bestehenden Potentiale zu erschließen. 

Antrag: In § 23 wird unter (1) Nummer 1 eine weitere Bemessungsleistung eingefügt: 
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 1 bis einschließlich einer Bemessungsleistung von 100 Kilowatt 17 Cent/Kilowattstunde 
  die folgenden Nummerierungen werden jeweils um 1 erhöht 

2. Die bisherige Arbeit der Umweltgutachter war erfolgreich, sowohl für die Betreiber als auch für die Ökologie. 
Auch wenn dies von einzelnen Behörden, welche sich das Handlungskonzept nicht aus der Hand nehmen 
lassen wollen, teilweise bezweifelt wird, so wurde doch in jedem uns bekannt gewordenen Fall immer strikt 
nach den Vorgaben des Gesetzes in § 23 Absatz 5, entsprechend den früheren Festlegungen im EEG-
Leitfaden umgesetzt und begutachtet. Ohne die Arbeit der Umweltgutachter wäre bis heute nur ein Bruchteil 
der ökologischen Verbesserungen umgesetzt worden, weil  

1. Die Behörden überlastet sind und diese Verfahrensflut gar nicht leisten können. Wenn alles über die 
Behörden abgewickelt werden muss, stauen sich die Verfahren bis zur Blockade. 

2. Die Behörden oftmals zu beliebig reagieren, weil sie sich im Vorteil sehen, und dann persönliche 
Wunschvorstellungen einzelner Behördenvertreter den Forderungskatalog so aufblähen, dass entweder 
Planungs- und Baukosten sowie Umsetzungszeit ins unermessliche wachsen, oder die Betreiber dann 
frustriert vorzeitig abspringen. Über einen Umweltgutachter geht das wesentlich effizienter. Und wenn 
auch die Wunschvorstellungen der Behörden dann nicht unbedingt erfüllt werden, so wird doch den 
Vorgaben des WHG/WRRL in der Regel qualifiziert und ausreichend entsprochen. 

Antrag: In § 23 Absatz 4 Nummer 2  wird der zweite Halbsatz nach dem Komma von „sofern der 
Umweltgutachter“ bis „Einverständnis als erteilt“ gestrichen. 

3. Damit Altanlagen ebenfalls in die Vergütungsregelung nach EEG 2012 aufgenommen werden können, und 
diese ja meist an neuen Wehranlagen zum Zweck der Erzeugung von Strom erbaut wurden, darf für diese 
Anlagen § 23 Absatz (5) nicht gelten.  

Antrag: § 23 Absatz (5) wird folgendermaßen ergänzt: 
(5) Der Anspruch auf Vergütung nach Absatz 1 besteht für Neuanlagen ferner nur, wenn die Anlage….. 
 

4. Das „Einspeisemanagement“ bedeutet für viele Wasserkraftanlagen ein privatrechtliches und 
wasserwirtschaftliches Problem. Privatrechtlich kann die Fernabschaltung zu Haftungsproblemen führen, 
wenn Gewässernutzer durch Schwallerscheinungen zu Schaden kommen. Wasserwirtschaftlich ist die 
Erzeugung von Schwallwellen, wie diese zwangsläufig bei jeder Notabschaltung auftreten, schädlich für die 
Gewässerökologie und deshalb tunlichst zu vermeiden. Die Vorgabe in §11 Absatz 2, dass die Betreiber 
spätestens am Vortag über Zeitpunkt, Umfang und Dauer zu unterrichten sind, erübrigt eine technische 
Einrichtung nach §6 EEG, weil die Betreiber dann das Kraftwerk langsam von Hand herabregeln und damit 
alle Gefahren vermeiden können. Über die entsprechende Messeinrichtung ist die durch den Betreiber 
organisierte Abschaltung nachprüfbar. 

Antrag: §11 Absatz 2 ist dahingehend zu ergänzen, dass Wasserkraftanlagen, welche aufgrund der am 
Vortag rechtzeitig erfolgten  Benachrichtigung durch die Netzbetreiber ihre Anlagen im vorgesehenen 
Zeitraum selbst manuell herunterdrosseln, ebenfalls die entsprechende Entschädigung nach §12 erhalten, 
wobei es für die Wasserkraft wegen echten Mehraufwendungen keinen „Abzug für ersparte Aufwendungen“ 
gibt.. Falls Wasserkraftanlagen vom Netzbetreiber ohne die vorherige Benachrichtigung vom Netz 
genommen werden, haften diese für die entstehenden Schäden selbst.  

5. Zu § 33 EEG ff. Direktvermarktung – Marktintegration der EE: 

Der Gesetzgeber möchte Strom, der nach EEG vergütet wird, am freien Markt integrieren. Dieses Ziel hat 
der Gesetzgeber durch die Grünstromprivilegierung im EEG 2009, zumindest beim Energieträger Wasser, 
bereits erreicht. Tatsächlich stellt sich bei Durchsicht des neuen Referentenentwurfs die Frage, ob die niedrig 
vergüteten Wasserkraftanlagen, die nach EEG 2000 nur 7,67 Cent bekommen, und denen bei 
Direktvermarktung neuerdings auch noch die ihnen eigentlich zustehenden vermiedenen 
Netznutzungsentgelte in Abzug gebracht werden sollen, die anderen hoch subventionierten EEG Anlagen 
zusätzlich mit subventionieren sollen?  Gemäß Seite 48 ff des Erfahrungsberichts sind dies 4880  
Wasserkraftanlagen, also rund 75% der Kleinwasserkraftanlagen.  

Im Erfahrungsbericht auf Seite 7 Absatz 3 werden die durchschnittlichen Vergütungen für Strom, der nach 
EEG vergütet wird, mit 8,5 Cent pro kWh im Jahr 2000 und 15,5 Cent pro kWh im Jahr 2010 beziffert. Die 
Durchschnittsvergütung für Wasserkraftstrom, der nach EEG vergütet wird, liegt bei 7,53 Cent/ kWh im Jahr 
2007 und 7,83 Cent/ kWh im Jahr 2009 (Erfahrungsbericht Seite 49 Abs. 3). 
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Im Erfahrungsbericht findet man auf  Seite 7 Absatz 4 und Seite 8 Absatz 1 den Grundsatz (Basis) der EEG 
Finanzierung, der wie folgt erläutert wird: 

 die Finanzierung wird per Umlage von den Stromverbrauchern getragen 

 Ausnahme: 
o Umlagebefreiung von stromintensiver Unternehmen 
o Grünstromprivileg bei bisher 50% EEG Strom 

 
Geht man nun von den Terminmarktpreisen für das Jahr 2012 aus, kostet die kWh Graustrom 60 Euro pro 
MWh, also 6 Cent pro kWh. Zu den 6 Cent kommt die EEG Umlage mit 3,5 Cent hinzu, somit kostet die kWh 
Graustrom 9,5 Cent pro kWh.  

Wenn die Wasserkraftanlagen nicht noch die anderen EEG Anlagen über die Umlage und die im § 33 c Abs. 
2 Nr. 1 vorgeschlagene Abgabe ihrer vermiedenen Netznutzungsentgelte (die im Fall der Direktvermarktung 
bisher dem Anlagenbetreiber zustanden und ein wesentlicher Anteil der Kalkulation bei der 
Direktvermarktung sind) in den Umlagetopf  abgeben müssten, wäre die Wasserkraft marktfähig. 
Wasserkraftanlagen sind also die EEG Anlagen, die ohne weitere Subventionen und tatsächlich weitgehend 
marktfähig sind.  

Neben der Abgabe der vermiedenen Netznutzungsentgelte regelt der § 33 c Abs. 2 in Nr. 2, dass Anlagen 
unter 100KW eine Fernabschaltung einbauen müssen. Dies ist nicht nachvollziehbar und mit enormen, nicht 
finanzierbaren Kosten verbunden. Warum regelt der Gesetzgeber dies, wenn gewollt, nicht im § 6? 

Den 4880 Kleinwasserkraftwerksbetreibern wird nun über den § 33 c Abs. 1 und Abs. 2 sowie dem § 39 Abs. 
1 Nr. 1 die Grundlage zur Direktvermarktung entzogen, bzw. per EEG 2012 „unmarktfähig“ gemacht.  

Die fluktuierenden EEG Einspeiser sind die Preistreiber der Umlage und sollen nun über diverse weitere 
Fördermechanismen nochmals über Subventionen, sowie von den Wasserkraftanlagen über die Abgabe der 
vermiedenen Netznutzungsentgelte, mitfinanziert und „marktfähig“ gemacht werden?  

Die 25 % Regel des § 39 Abs. 1 Nr.1 b) zusammen mit der strikten Einhaltungsregelung des § 39 führt dazu, 
dass man ca. 50% fluktuierende EEG Anlagen im portfolio haben muss. Somit wird die  kleine Wasserkraft, 
die sehr aufwendig und ungenau prognostizierbar ist, nicht mehr marktfähig sein. Die kleine Wasserkraft ist 
nur ungenau prognostizierbar,  da oftmals keine Pegelwerte an kleinen Flüssen vorhanden oder die Pegel 
weit entfernt zur Anlage sind. Ungewissheit über die genauen Jahreseinspeisungen kommen durch  die 
unterschiedlichen Wasserjahre und Stillstandszeit der alten und teilweise maroden Kleinwasserkraftanlagen 
hinzu. Deshalb sollten zumindest Wasserkraftanlagen bis 5 MW als fluktuierend im Sinne des § 39 Abs. 1 
Nr.1 (25%)gelten.  

Wenn die alte Regelung des EEG 2009 im Grundsatz beibehalten würde, würde aufgrund steigender 
Börsen- und Marktpreise für Grünstrom die Marktintegration von EEG Strom gelingen, und das zarte 
Pflänzchen der Direktvermarktung würde gedeihen. Mit der jetzt im Referentenentwurf vorgesehenen 
Regelung wird diese Entwicklung aber exakt umgekehrt, wie oben begründet. 

Antrag: Deshalb sollte:  

o der § 33c Abs. 2 folgendermaßen geändert werden: 

o in Nr. 1 so, dass die vermiedenen Netznutzungsentgelte beim Anlagenbetreiber verbleiben, 
dem sie tatsächlich auch zustehen und die bisher ein wesentlicher Bestandteil der 
Kalkulation und der Marktfähigkeit ohne Subventionen ist 

o in Nr. 2 so, dass  Wasserkraftanlagen kleiner 100KW  keine teure technische 
Fernabschaltungseinrichtung einbauen müssen (entgegen § 6 EEG, und die nach einer 
„Modernisierung im Sinne  des § 23 EEG“ und Ausstieg aus der Direktvermarktung 
wiederum gesetzlich unnötig würde)  

o die Deckelung der Umlagebefreiung im § 39 Abs. 1 Nr.1 auf 3 Cent gesetzt werden 
 
o die kleine Wasserkraft bis 5MW als fluktuierend gelten und im Paket der 25 % Regel des § 39 Abs. 

1 Nr.1 b)  hinzugerechnet werden, da die kleine Wasserkraft sehr aufwendig und ungenau 
prognostizierbar ist ( da keine Pegelwerte an kleinen Flüssen vorhanden sind)  
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o Abschaffung von Bonis und Subventionen (insbesondere Markt -,  Managementprämien in § 33ff.  
die zur scheinheiligen Marktintegration von preislich „nicht marktfähigen“ Energieträgern führt. 
Sollten diese nicht abgeschafft werden, dann muss zumindest der „nicht steuerbaren“ kleinen 
Wasserkraft bis 5 MW (Referentenentwurf Anlage 4-Höhe der Marktprämie, Punkt 2.1.2) ebenso 
wie der Windenergie eine höhere Managementprämie zugestanden werden, welche mindestens 0,8 
Cent betragen sollte.  

 
Weiterer Vortrag bleibt vorbehalten. 
 
Wir bitten um Überprüfung unserer Vorschläge und Übernahme in den Entwurf. 
 

Mit freundlichen Grüßen 
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